
 

Statuten des Vereins 
ImmunoTherapy of Cancer (ITOC) Association – Europäi-

sche Gesellschaft zur Förderung der Krebsdiagnostik und 
Krebstherapie 

 
 
§ 1: Name, Sitz und Tätigkeitsbereich 
 
(1) Der Verein führt den Namen ”ImmunoTherapy of Cancer (ITOC) Association - Europäi-
sche Gesellschaft zur Förderung der Krebsdiagnostik und Krebstherapie“. 
 
(2) Er hat seinen Sitz in Wien und ist in seinem Tätigkeitsbereich nicht beschränkt und ent-
faltet diese insbesondere in ganz Europa.  
 
 
§ 2: Zweck 
 
(1) Der Verein, dessen gemeinnützige Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist, bezweckt die 

Förderung der translationalen Forschung auf dem Gebiet der Immunoonkologie 
(Krebsimmuntherapie) und assoziierter Fachgebiete, wie Ernährung, Mikrobiom, Tu-
morprävention und anderer komplementärer Diagnose- und Therapiemaßnahmen.  
 
 

§ 3: Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks 
 
(1) Der Vereinszweck soll durch die in den Abs. 2 und 3 angeführten ideellen und materiel-

len Mittel erreicht werden. Der Verein kann sich zur Erfüllung des Vereinszwecks auch 
Erfüllungsgehilfen im Sinn des § 40 Abs. 1 BAO bedienen. Deren Wirken ist wie eigenes 
Wirken des Vereins anzusehen. 
 

(2) Als ideelle Mittel dienen 
 

a) Verbreitung relevanter Informationen z.B. durch regelmäßige Newsletter, eine Web-
site und andere elektronische und nicht-elektronische Medien 

b) Veranstaltung von wissenschaftlichen Fortbildungsveranstaltungen (z.B. wissen-
schaftliche Kongresse, Seminare, nationale und internationale Tagungen, Ausbil-
dungskurse, Symposien, Hands-On Kurse, Diskussionsabende und Vorträge, tech-
nische Kurse) für in- und ausländische Ärzte, Wissenschaftler und andere fachspe-
zifische Personen  

c) Bildungsangebote über E-Learning-Module 
d) Herausgabe von Publikationen und Verbreitung der medizinischen, wissenschaftli-

chen und technischen Informationen durch verschiedenste Veröffentlichungen 
e) Gewährung von Reisezuschüssen im Rahmen von wissenschaftlichen Fortbil-

dungsveranstaltungen, Forschungsstipendien, Projektförderungen und Preisen, 
deren Auswahl durch fachlich qualifizierte Gremien stattfindet 

f) wissenschaftliche Unterstützung und Fachwissen für Projekte in diesem Bereich 
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g) Unterstützung aller Initiativen, die zur Erreichung der Ziele des Vereins beitragen 
können 

h) Durchführung von Studien in diesem Bereich 
i) Unterstützung wissenschaftlicher Veranstaltungen von anderen Vereinen in die-

sem Gebiet 
j) Einrichtung und Unterstützung von Arbeits- und Interessengruppen zur Förderung 

bestimmter Themenbereiche  
k) Zusammenarbeit mit Patientenorganisationen 
l) Verbesserung des Verständnisses, der Förderung und der Aufmerksamkeit für ak-

tuelle Themen auf europäischen und weltweiten Foren. 
m) Zusammenarbeit mit anderen Vereinen und Gesellschaften, um die Forschung und 

das Bewusstsein für alle damit verbundenen Aktivitäten zu fördern 
n) Gründung einer oder mehrerer gemeinnütziger und/oder nicht gemeinnütziger 

Tochtergesellschaften in der Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung 

o) die Beteiligung an gemeinnützigen und/oder nicht gemeinnützigen Gesellschaften 
oder Unternehmen, wenn dies der Förderung der Aufgaben und des Zwecks des 
Vereins dient 

p) Austausch und Verbreitung von Wissen auf dem Gebiet der Immunoonkologie 
q) die Integration der wissenschaftlichen Forschung und ihre Umsetzung im klini-

schen Bereich 
r) die Weiterbildung der fachspezifischen Personen sowie der Öffentlichkeit in allen 

Bereichen der Immunoonkologie 
s) die Verbreitung medizinischer, wissenschaftlicher und technischer Informationen 

mit dem Ziel, die effiziente Umsetzung präklinischer Forschung in die klinische Ent-
wicklung zu fördern 

t) die Vernetzung aller Personen, die diese Ziele ebenfalls verfolgen 
 

 
(3) Die erforderlichen materiellen Mittel sollen aufgebracht werden durch 
 

a) Beitrittsgebühren und Mitgliedsbeiträge 
b) Einnahmen aus der Organisation von wissenschaftlichen Kongressen, Seminaren, 

nationalen und internationalen Tagungen, Ausbildungskursen, Symposien, Hands-
On Kursen, Diskussionsabenden und Vorträgen, technischen Kursen 

c) Werbeeinnahmen, Sponsorgelder, Erträge aus den veranstaltungsbegleitenden In-
dustrieausstellungen, sowie aus uneingeschränkten Ausbildungszuwendungen der 
Fachindustrie 

d) Einnahmen aus der Herausgabe wissenschaftlicher Publikationen in gedruckter 
oder elektronischer Form 

e) Einnahmen aus Lizenzgebühren  
f) Subventionen und Unterstützung (z.B. Zuschüsse der Europäischen Union) von Re-

gierungen, Regionen, Ministerien, Städten und öffentlichen Einrichtungen 
g) Erträge aus der Vermögensverwaltung (z.B. Zinsen, sonstige Kapitalerträge, Mieter-

träge etc.) und Erträge im Zusammenhang mit Anteilen an Tochterunternehmen 
h) Zuschüsse, Spenden, Vermächtnisse  
i) jede andere Ressource oder Zuwendung, die nicht im Widerspruch zu den gelten-

den Gesetzen steht 
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(4) Mittelverwendung 

Mittel des Vereins dürfen nur für statutengemäße Zwecke verwendet werden. Es darf 
keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch un-
verhältnismäßige hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
(5) Beteiligungen 

Der Verein ist jedenfalls berechtigt, sich an Gesellschaften oder Unternehmen zu be-
teiligen, auch wenn dies ausschließlich der Vermögensverwaltung dient. 

 
 
§ 3a. Ergänzende Bestimmungen zu Begünstigungswürdigkeit iSd §§ 34 ff BAO und 
Spendenabsetzbarkeit iSd § 4a EStG 1988 
 

1.  Die Tätigkeit des Vereins ist nicht auf die Erzielung eines finanziellen Gewinnes 
gerichtet und erfolgt ausschließlich und unmittelbar zur Förderung gemeinnützi-
ger, mildtätiger Zwecke im Sinne der Bundesabgabenordnung (BAO). 

2. Zwecke, die allenfalls als nicht im Sinn der §§ 34 ff BAO begünstigt zu betrachten 
sind, sind den begünstigten Zwecken untergeordnet und werden höchstens im 
Ausmaß von 10% der Gesamtressourcen verfolgt. 

3. Zufallsgewinne dürfen ausschließlich zur Erfüllung der in den Vereinsstatuten fest-
gelegten begünstigten Zwecke verwendet werden. 

4. Allfällige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe des Vereins treten mit abgabenpflich-
tigen Betrieben derselben oder ähnlicher Art nicht in größerem Umfang, als dies 
bei Erfüllung der Vereinszwecke unvermeidbar ist, in Wettbewerb. 

5. Der Verein hat seine Aufgaben nach den Kriterien der Gemeinnützigkeit, der Wirt-
schaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit zu erfüllen. 

6. Die Vereinsmitglieder erhalten keine Gewinnanteile und sonstigen Zuwendungen 
in ihrer Eigenschaft als Mitglieder aus Mitteln des Vereins. Es gibt weder Kapitalan-
teile noch Einlagen der Mitglieder. 

7. Der Verein kann teilweise oder zur Gänze für andere Körperschaften als Erfül-
lungsgehilfe gemäß § 40 Abs. 1 BAO tätig werden. 

8. Der Verein kann Mittel als Zuwendungen an andere Einrichtungen weitergeben, 
dies im Ausmaß von unter 10% der gesamten Ausgaben oder unter Anwendung 
des § 40a Z. 1 BAO an begünstigte Einrichtungen im Sinn des § 4a Abs. 3 und 6, des 
§ 4b oder des § 4c EStG 1988 mit einer entsprechenden Widmung, sofern zumin-
dest ein übereinstimmender Organisationszweck besteht. 

9. Der Verein kann unter Anwendung von § 40a Z. 2 BAO Lieferungen und Leistungen 
an andere, gemäß den §§ 34 ff BAO begünstigte Körperschaften erbringen.  

10. Der Verein kann im Rahmen von Kooperationen tätig werden. Sind nicht alle Ko-
operationspartner steuerlich begünstigt im Sinn der §§ 34 ff BAO, muss gemäß § 
40 Abs. 3 BAO sowohl der Zweck der Kooperation als auch der Beitrag des Vereins 
zur Kooperation eine unmittelbare Förderung seines begünstigten Zweckes dar-
stellen und es darf zu keinem Mittelabfluss zu einem nicht im Sinne der §§ 34 ff 
BAO begünstigten Kooperationspartner kommen. 

11. Der Verein kann Geldmittel gemäß § 40b BAO für Preise und Stipendien zur Verfü-
gung stellen. 
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12. für den Fall der Spendenbegünstigung: Die in Zusammenhang mit der Verwendung 
von Spenden stehenden Verwaltungskosten des Vereins betragen ohne Berück-
sichtigung der für die Erfüllung der Übermittlungsverpflichtung gemäß § 18 Abs. 8 
EStG 1988 anfallenden Kosten höchstens 10% der Spendeneinnahmen. 

 
 
§ 4: Arten der Mitgliedschaft 
 
(1) Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche, außerordentliche und Ehrenmit-

glieder. 
 
(2) Ordentliche Mitglieder sind jene, die sich voll an der Vereinsarbeit beteiligen. Außeror-

dentliche Mitglieder sind solche, die die Vereinstätigkeit vor allem durch Zahlung eines 
erhöhten Mitgliedsbeitrags fördern. Ehrenmitglieder sind Personen, die hierzu wegen 
besonderer Verdienste um den Verein ernannt werden. 

 
 
§ 5: Erwerb der Mitgliedschaft 
 
(1) Mitglieder können eigenberechtigte physische Personen oder juristische Personen 

sein. 

 
(2) Über die Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern entscheidet 

der Vorstand. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden. 
 

(3) Bis zur Entstehung des Vereins erfolgt die vorläufige Aufnahme von ordentlichen und 
außerordentlichen Mitgliedern durch die Vereinsgründer, im Fall eines bereits bestell-
ten Vorstands durch diesen. Diese Mitgliedschaft wird erst mit Entstehung des Vereins 
wirksam. Wird ein Vorstand erst nach Entstehung des Vereins bestellt, erfolgt auch die 
(definitive) Aufnahme ordentlicher und außerordentlicher Mitglieder bis dahin durch die 
Gründer des Vereins.  

 
(4) Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt auf Antrag des Vorstands durch die General-

versammlung. 
 
 
§ 6: Beendigung der Mitgliedschaft 
 
(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, bei juristischen Personen und rechtsfähigen Per-

sonengesellschaften durch Verlust der Rechtspersönlichkeit, durch Austritt und durch 
Ausschluss. 

 
(2) Der Austritt kann nur zum 31. Dezember jeden Jahres erfolgen. Er muss dem Vorstand 

mindestens 1 Monat vorher schriftlich mitgeteilt werden. Erfolgt die Anzeige verspätet, 
so ist sie erst zum nächsten Austrittstermin wirksam. Für die Rechtzeitigkeit ist das Da-
tum der Postaufgabe maßgeblich. 
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(3) Der Vorstand kann ein Mitglied ausschließen, wenn dieses trotz zweimaliger schriftli-
cher Mahnung unter Setzung einer angemessenen Nachfrist länger als sechs Monate 
mit der Zahlung der Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist. Die Verpflichtung zur Zahlung 
der fällig gewordenen Mitgliedsbeiträge bleibt hievon unberührt. 

 
(4) Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein kann vom Vorstand auch wegen grober 

Verletzung anderer Mitgliedspflichten und wegen unehrenhaften Verhaltens verfügt 
werden. 

 
(5) Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann aus den im Abs. 4 genannten Gründen 

von der Generalversammlung über Antrag des Vorstands beschlossen werden. 
 
 
§ 7: Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 
(1) Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen und 

die Einrichtungen des Vereins, gegebenenfalls nach den vom Vorstand erstellten Richt-
linien, zu beanspruchen. Das Stimmrecht in der Generalversammlung sowie das aktive 
und passive Wahlrecht steht nur den ordentlichen und den Ehrenmitgliedern zu. 

 
(2) Jedes Mitglied ist berechtigt, vom Vorstand die Ausfolgung der Statuten zu verlangen. 
 
(3) Mindestens ein Zehntel der Mitglieder kann vom Vorstand die Einberufung einer Gene-

ralversammlung verlangen. 
 

(4) Die Mitglieder sind in jeder Generalversammlung vom Vorstand über die Tätigkeit und 
finanzielle Gebarung des Vereins zu informieren. Wenn mindestens ein Zehntel der Mit-
glieder dies unter Angabe von Gründen verlangt, hat der Vorstand den betreffenden Mit-
gliedern eine solche Information auch sonst binnen vier Wochen zu geben. 

 
(5) Die Mitglieder sind vom Vorstand über den geprüften Rechnungsabschluss (Rech-

nungslegung) zu informieren. Geschieht dies in der Generalversammlung, sind die 
Rechnungsprüfer einzubinden. 

 
(6) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu fördern und 

alles zu unterlassen, wodurch das Ansehen und der Zweck des Vereins Abbruch erlei-
den könnte. Sie haben die Vereinsstatuten und die Beschlüsse der Vereinsorgane zu 
beachten. Die ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder sind zur pünktlichen Zah-
lung der Beitrittsgebühr und der Mitgliedsbeiträge in der von der Generalversammlung 
beschlossenen Höhe verpflichtet. 

 
 
§ 8: Vereinsorgane 
 
Organe des Vereins sind die Generalversammlung (§§ 9 und 10), der Vorstand (§§ 11 bis 13), 
die Rechnungsprüfer (§ 14) und das Schiedsgericht (§ 15). 
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§ 9: Generalversammlung 
 
(1) Die Generalversammlung ist die „Mitgliederversammlung“ im Sinne des Vereinsgeset-

zes 2002. Eine ordentliche Generalversammlung findet jährlich im Rahmen der ITOC 
Conference statt. 

 
(2) Eine außerordentliche Generalversammlung findet auf 
 

a. Beschluss des Vorstands oder der ordentlichen Generalversammlung, 
b. schriftlichen Antrag von mindestens einem Zehntel der Mitglieder, 
c. Verlangen der Rechnungsprüfer (§ 21 Abs. 5 erster Satz VereinsG), 
d. Beschluss der/eines Rechnungsprüfer/s (§ 21 Abs. 5 zweiter Satz VereinsG, § 11 

Abs. 2 dritter Satz dieser Statuten), 
e. Beschluss eines gerichtlich bestellten Kurators (§ 11 Abs. 2 letzter Satz dieser Sta-

tuten) 
 
binnen vier Wochen statt. 

 
(3) Sowohl zu den ordentlichen wie auch zu den außerordentlichen Generalversammlun-

gen sind alle Mitglieder mindestens acht Wochen vor dem Termin schriftlich, mittels 
Telefax oder per E-Mail (an die vom Mitglied dem Verein bekanntgegebene E-Mail-Ad-
resse) einzuladen. Die Anberaumung der Generalversammlung hat unter Angabe der 
Tagesordnung zu erfolgen. Die Einberufung erfolgt durch den Vorstand (Abs. 1 und Abs. 
2 lit. a – c), durch die/einen Rechnungsprüfer (Abs. 2 lit. d) oder durch einen gerichtlich 
bestellten Kurator (Abs. 2 lit. e). 

 
(4) Anträge zur Generalversammlung sind mindestens 4 Wochen Tage vor dem Termin der 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich, per E-Mail einzureichen. 
 
(5) Gültige Beschlüsse – ausgenommen solche über einen Antrag auf Einberufung einer 

außerordentlichen Generalversammlung – können nur zur Tagesordnung gefasst wer-
den. 

 
(6) Bei der Generalversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt. Stimmberech-

tigt sind nur die ordentlichen und die Ehrenmitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme. 
Die Übertragung des Stimmrechts auf ein anderes Mitglied im Wege einer schriftlichen 
Bevollmächtigung ist zulässig. 

 
(7) Die Generalversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen be-

schlussfähig. 
 
(8) Die Wahlen und die Beschlussfassungen in der Generalversammlung erfolgen in der 

Regel mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Beschlüsse, mit de-
nen das Statut des Vereins geändert oder der Verein aufgelöst werden soll, bedürfen 
jedoch einer qualifizierten Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stim-
men. 
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(9) Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der/die Obmann/Obfrau, in dessen/deren 
Verhinderung sein/e/ihr/e Stellvertreter/in. Wenn auch diese/r verhindert ist, so führt 
das an Jahren älteste anwesende Vorstandsmitglied den Vorsitz. 

 
(10) Mitgliederversammlungen können auch ohne physische Anwesenheit der Teilneh-

mer durchgeführt werden („virtuelle Mitgliederversammlung“).  In diesem Fall gelten 
die Bestimmungen für die Abhaltung von Mitgliederversammlungen unter physischer 
Anwesenheit der Teilnehmer sinngemäß, wobei eine technische Lösung zu wählen ist, 
die sicherstellt, dass allen teilnahmeberechtigten Mitgliedern der barrierefreie Zugang 
zur Versammlung gewährleistet wird.  Die Entscheidung, ob eine virtuelle Versammlung 
durchgeführt werden soll und welche Verbindungstechnologie dabei zum Einsatz 
kommt, wird vom Vorstand getroffen. 

 
(11) Die Mitgliederversammlung ist in Form einer moderierten virtuellen Versammlung  

iSd § 3 VirtGesG durchzuführen, Versammlungsleiter ist der Vorsitzende der Mitglieder-
versammlung gem. § 9.9 dieser Statuten. Der Vorstand kann auch die Durchführung ei-
ner hybriden Versammlung iSd § 4 VirtGesG  anordnen. 

 
 
§ 10: Aufgaben der Generalversammlung 
 
Der Generalversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten: 
 

a) Beschlussfassung über den Voranschlag;  
b) Entgegennahme und Genehmigung des Rechenschaftsberichts und des Rech-

nungsabschlusses unter Einbindung der Rechnungsprüfer; 
c) Wahl und Enthebung der Mitglieder des Vorstands und der Rechnungsprüfer; 
d) Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Rechnungsprüfern und Verein; 
e) Entlastung des Vorstands; 
f) Festsetzung der Höhe der Beitrittsgebühr und der Mitgliedsbeiträge für ordentliche 

und für außerordentliche Mitglieder; 
g) Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft; 
h) Beschlussfassung über Statutenänderungen und die freiwillige Auflösung des Ver-

eins; 
i) Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung stehende Fra-

gen. 
 
 
§ 11: Vorstand 
 

(1) Der Vorstand besteht aus vier Mitgliedern, und zwar aus, Obmann / Obfrau, Stellvertre-
ter, Schriftführer/in sowie Kassier/in.  
Den Vorsitz im Vorstand führt der (die) Obmann/Obfrau, bei dessen oder deren Verhin-
derung der Stellvertreter.  
Sind auch diese verhindert, obliegt der Vorsitz dem längst dienenden anwesenden Vor-
standsmitglied oder jenem Vorstandsmitglied, das die übrigen Vorstandsmitglieder 
mehrheitlich dazu bestimmen. Solange das Amt des (der)designierten Obmann/Obfrau 
noch nicht geschaffen ist, wird der Stellvertreter, und nach ihm der (die) unmittelbare 
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Alt Obmann/Obfrau den Vorstand einberufen, falls der Obmann/Obfrau verhindert ist. 
Sind auch diese verhindert, obliegt der Vorsitz dem längst dienenden anwesenden Vor-
standsmitglied oder jenem Vorstandsmitglied, das die übrigen Vorstandsmitglieder 
mehrheitlich dazu bestimmen. 
 

(2) Der Vorstand wird von der Generalversammlung gewählt. Der Vorstand hat bei Aus-
scheiden eines gewählten Mitglieds das Recht, an seine Stelle ein anderes wählbares 
Mitglied zu kooptieren, wozu die nachträgliche Genehmigung in der nächstfolgenden 
Generalversammlung einzuholen ist. Das kooptierte Mitglied vollendet die Funktions-
periode des ausgeschiedenen Mitglieds. Fällt der Vorstand ohne Selbstergänzung 
durch Kooptierung überhaupt oder auf unvorhersehbar lange Zeit aus, so ist jeder Rech-
nungsprüfer verpflichtet, unverzüglich eine außerordentliche Generalversammlung 
zum Zweck der Neuwahl eines Vorstands einzuberufen. Sollten auch die Rechnungs-
prüfer handlungsunfähig sein, hat jedes ordentliche Mitglied, das die Notsituation er-
kennt, unverzüglich die Bestellung eines Kurators beim zuständigen Gericht zu bean-
tragen, der umgehend eine außerordentliche Generalversammlung einzuberufen hat. 

 
(3) Die Funktionsperiode des Vorstands beträgt 4 Jahre; Wiederwahl ist möglich. Jede 

Funktion im Vorstand ist persönlich auszuüben. 
 
(4) Der Vorstand wird vom Obmann/von der Obfrau schriftlich oder mündlich einberufen. 

Ist diese/r auf unvorhersehbar lange Zeit verhindert, darf jedes sonstige Vorstandsmit-
glied den Vorstand einberufen. 

 
(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen wurden und 

mindestens die Hälfte von ihnen anwesend ist. 
 
(6) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmen-

gleichheit gibt die Stimme des/der Vorsitzenden den Ausschlag. Bei nur zwei anwesen-
den Mitgliedern ist Einstimmigkeit erforderlich. 

 
 

(7) Vorstandssitzungen können auch ohne physische Anwesenheit der Teilnehmer abge-
halten werden („virtuelle Vorstandssitzung).  In diesem Fall gelten die Bestimmungen 
für die Abhaltung von Vorstandssitzungen unter physischer Anwesenheit der Teilneh-
mer sinngemäß. Der Vorstand kann auch schriftliche Beschlüsse im Umlaufweg fas-
sen. Details zur Abhaltung virtueller Vorstandssitzungen und Fassung von Umlaufbe-
schlüssen können vom Vorstand in einer von diesem erlassenen Geschäftsordnung ge-
regelt werden. 

 
(8) Außer durch den Tod und Ablauf der Funktionsperiode (Abs. 3) erlischt die Funktion ei-

nes Vorstandsmitglieds durch Enthebung (Abs. 9) und Rücktritt (Abs. 10). 
 
(9) Die Generalversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne seiner 

Mitglieder entheben. Die Enthebung tritt mit Bestellung des neuen Vorstands bzw. Vor-
standsmitglieds in Kraft. 
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(10) Die Vorstandsmitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die 
Rücktrittserklärung ist an den Vorstand, im Falle des Rücktritts des gesamten Vor-
stands an die Generalversammlung zu richten. Der Rücktritt wird erst mit Wahl bzw. 
Kooptierung (Abs. 2) eines Nachfolgers wirksam. 

 
 
§ 12: Aufgaben des Vorstands 
 
Dem Vorstand obliegt die Leitung und Geschäftsführung des Vereins. Er ist das „Leitungs-
organ“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002. Ihm kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch 
die Statuten einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. In seinen Wirkungsbereich fal-
len insbesondere folgende Angelegenheiten: 
(1) Einrichtung eines den Anforderungen des Vereins entsprechenden Rechnungswesens 

mit laufender Aufzeichnung der Einnahmen/Ausgaben und Führung eines Vermögens-
verzeichnisses als Mindesterfordernis; 

(2) Erstellung des Jahresvoranschlags, des Rechenschaftsberichts und des Rechnungsab-
schlusses; 

(3) Vorbereitung und Einberufung der Generalversammlung in den Fällen des § 9 Abs. 1 und 
Abs. 2 lit. a – c dieser Statuten; 

(4) Information der Vereinsmitglieder über die Vereinstätigkeit, die Vereinsgebarung und 
den geprüften Rechnungsabschluss; 

(5) Verwaltung des Vereinsvermögens; 
(6) Aufnahme und Ausschluss von ordentlichen und außerordentlichen Vereinsmitglie-

dern; 
(7) Aufnahme und Kündigung von Angestellten des Vereins; 
(8) Bekanntgabe einer Statutenänderung, die Einfluss auf die abgabenrechtlichen Begüns-

tigungen hat, an das zuständige Finanzamt binnen einer Frist von einem Monat;  
(9) Für den Fall der Spendenbegünstigung: Ergreifen von Maßnahmen zur Erfüllung der Da-

tenübermittlungsverpflichtung gemäß § 18 Abs 8 EStG. 
 
 
§ 13: Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder 
 
(1) Der/die Obmann/Obfrau führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Der/die Schriftfüh-

rer/in unterstützt den/die Obmann/Obfrau bei der Führung der Vereinsgeschäfte. 
 
(2) Der/die Obmann/Obfrau vertritt den Verein gemeinsam mit dem/der Kassier/in.  
  
 
(3) Bei Gefahr im Verzug ist der/die Obmann/Obfrau berechtigt, auch in Angelegenheiten, 

die in den Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstands fallen, unter 
eigener Verantwortung selbständig Anordnungen zu treffen; im Innenverhältnis bedür-
fen diese jedoch der nachträglichen Genehmigung durch das zuständige Vereinsorgan. 

 
(4) Der/die Obmann/Obfrau führt den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vor-

stand. 
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(5) Der/die Schriftführer/in führt die Protokolle der Generalversammlung und des Vor-
stands. 

 
(6) Der/die Kassier/in ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins verantwort-

lich. 
 

(7) Im Fall der Verhinderung tritt an die Stelle des/des Obmannes/Obfrau dessen/deren 
Stellvertreter/innen. 
 

 
§ 14: Rechnungsprüfer 
 
(1) Zwei Rechnungsprüfer werden von der Generalversammlung auf die Dauer von 4 Jahren 

gewählt. Wiederwahl ist möglich. Die Rechnungsprüfer dürfen keinem Organ – mit Aus-
nahme der Generalversammlung – angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der Prü-
fung ist. Die Rechnungsprüfer müssen kein Mitglied des Vereins sein.   

 
(2) Den Rechnungsprüfern obliegt die Prüfung der Finanzgebarung des Vereins im Hinblick 

auf die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung und die statutengemäße Verwen-
dung der Mittel. Der Vorstand hat den Rechnungsprüfern die erforderlichen Unterlagen 
vorzulegen und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Rechnungsprüfer haben 
dem Vorstand über das Ergebnis der Prüfung zu berichten. Der Prüfungsbericht hat die 
Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung und die statutengemäße Verwendung der 
Mittel zu bestätigen oder festgestellte Gebarungsmängel oder Gefahren für den Be-
stand des Vereins aufzuzeigen. Weiters müssen Insichgeschäfte sowie ungewöhnliche 
Einnahmen oder Ausgaben aufgezeigt werden.  Der Vorstand hat die Mitglieder über die 
geprüfte Einnahmen- und Ausgabenrechnung zu informieren. 

  
(3) Rechtsgeschäfte zwischen Rechnungsprüfern und Verein bedürfen der Genehmigung 

durch die Generalversammlung. Im Übrigen gelten für die Rechnungsprüfer die Bestim-
mungen des § 11 Abs. 8 bis 10 sinngemäß. 

 
 
§ 15: Schiedsgericht 
 
(1) Zur Schlichtung von allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten ist 

das vereinsinterne Schiedsgericht berufen. Es ist eine „Schlichtungseinrichtung“ im 
Sinne des Vereinsgesetzes 2002 und kein Schiedsgericht nach den §§ 577 ff ZPO. 

 
(2) Das Schiedsgericht setzt sich aus drei ordentlichen Vereinsmitgliedern zusammen. Es 

wird derart gebildet, dass ein Streitteil dem Vorstand ein Mitglied als Schiedsrichter 
schriftlich namhaft macht. Über Aufforderung durch den Vorstand binnen sieben Tagen 
macht der andere Streitteil innerhalb von 14 Tagen seinerseits ein Mitglied des Schieds-
gerichts namhaft. Nach Verständigung durch den Vorstand innerhalb von sieben Tagen 
wählen die namhaft gemachten Schiedsrichter binnen weiterer 14 Tage ein drittes or-
dentliches Mitglied zum/zur Vorsitzenden des Schiedsgerichts. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet unter den Vorgeschlagenen das Los. Die Mitglieder des Schiedsgerichts 
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dürfen keinem Organ – mit Ausnahme der Generalversammlung – angehören, dessen 
Tätigkeit Gegenstand der Streitigkeit ist. 

 
(3) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung nach Gewährung beiderseitigen Gehörs 

bei Anwesenheit aller seiner Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. Es entscheidet 
nach bestem Wissen und Gewissen. Seine Entscheidungen sind vereinsintern endgül-
tig. 

 
 
§ 16: Freiwillige Auflösung des Vereins 
 
(1) Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer Generalversammlung und nur mit 

Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 
 

(2) Die Generalversammlung hat - sofern Vereinsvermögen vorhanden ist - über die Ab-
wicklung zu beschließen. Insbesondere hat sie eine Abwicklerin oder einen Abwickler 
zu berufen und Beschluss darüber zu fassen, wem diese/dieser das nach Abdeckung 
der Passiva verbleibende Vereinsvermögen zu übertragen hat. 
 

(3) Der letzte Vereinsvorstand hat die freiwillige Auflösung binnen vier Wochen nach Be-
schlussfassung der zuständigen Vereinsbehörde schriftlich anzuzeigen. 

 
§ 17: Verwendung des Vereinsvermögens bei Ausscheiden von Mitgliedern, bei Auflö-
sung des Vereins oder bei Wegfall des begünstigten Zwecks 
 
(1) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall des bisherigen begünstigten Vereinszwecks 

ist das nach Abdeckung der Passiva verbleibende Vereinsvermögen für die in § 2 dieser 
Statuten angeführten, gemäß § 4a Abs 2 EStG 1988 begünstigten Zweckezu verwenden.  

 


